
 

 
Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 

des Kantons Basel-Landschaft 
 
 

Nr. 1418 vom 08. September 2015 
 
 
Gemeinde Anwil, Revision der Zonenvorschriften Landschaft 
 
A. Die Einwohnergemeindeversammlung Anwil hat am 27. November 2014 die Revision 
der Zonenvorschriften Landschaft beschlossen. Es handelt sich dabei um eine Gesamtüber-
arbeitung im Sinne einer Anpassung an die geänderten gesetzlichen Bestimmungen. 
 
B. Die öffentliche Planauflage fand vom 9. Januar bis 9. Februar 2015 statt. Sie wurde 
durch Publikationen im Amtsblatt Nr. 1 vom 8. Januar 2015 und mit Flugblatt vom 7. Januar 
2015 bekannt gegeben. Die auswärtigen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer wur-
den mit eingeschriebenem Brief (Postquittung vom 7. Januar 2015) benachrichtigt. Während 
der Auflagefrist sind folgende Einsprachen eingereicht worden: 
 
1.  
2.  

 
Die gesetzlich vorgeschriebenen Verständigungsverhandlungen führten zum Rückzug der 
Einsprache von . Mit den übrigen Einsprecherinnen konnte keine Einigung 
erzielt werden. 
 
C. Mit Schreiben vom 7. Mai 2015 unterbreitet der Gemeinderat Anwil die oben genann-
ten Planungsbeschlüsse zur regierungsrätlichen Genehmigung und ersucht um Abweisung 

der unerledigten Einsprache. Für weitere Einzelheiten wird auf die Akten und auf die nach-
folgenden Erwägungen verwiesen. 
 
Der Regierungsrat zieht in Erwägung: 
 
I. 
 
Gemäss § 2 des kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 1998 (RBG) 
sind die Gemeinden befugt, eigene Bauvorschriften zu erlassen. Diese bedürfen jedoch der 
regierungsrätlichen Genehmigung. Dabei beschränkt sich die der Genehmigung vorausge-
hende Prüfung auf die Rechtmässigkeitskontrolle und auf eine Zweckmässigkeitsprüfung, 
sofern kantonale Anliegen betroffen sind. Das heisst, der Regierungsrat hat darüber zu wa-
chen, dass das kommunale Recht nicht gegen die übergeordnete kantonale und eidgenössi-
sche Gesetzgebung verstösst. In diesem Zusammenhang speziell zu beachten ist, dass: 
 
a) die Verfahrensvorschriften beim Erlass, insbesondere im Hinblick auf die Betroffenen, ein-
gehalten werden; 
 
b) die kantonalen und eidgenössischen materiell-rechtlichen Schranken berücksichtigt wer-
den, wobei der Überwachung der verfassungsmässigen Grundrechte (Eigentumsgarantie, 
Rechtsgleichheit, Verhältnismässigkeit etc.) zentrale Bedeutung zukommt; 
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c) die Bauvorschriften der Gemeinden nicht im Widerspruch stehen zu den Zielen und Pla-
nungsgrundsätzen nach Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG Arti-
kel 1 und 3), da diese Bestimmungen des RPG selbständig, d.h. auch ohne spezielles aus-
führendes Recht der Kantone anzuwenden sind. 
 
Die Beurteilung all dieser Aspekte ist mitentscheidend, ob eine kommunale Planungsmass-
nahme vor den verfassungsmässigen Grundrechten standhält bzw. nicht gegen die überge-
ordnete Gesetzgebung verstösst. 
 
II. 
 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat die Prüfung Folgendes ergeben: 
 
1. Rechtmässigkeitskontrolle 
 
1.1 Formell-rechtlich sind die Voraussetzungen für die Genehmigung erfüllt. Materiell-
rechtlich ist Folgendes zu bemerken: 
 
1.2 Die kantonalen Fachstellen hatten Gelegenheit, im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens 
zu den Plänen und zum Zonenreglement Stellung zu nehmen. Es kann dazu insbesondere 
auf den Prüfungsbericht des Amtes für Raumplanung vom 13. Dezember 2013 verwiesen 
werden. Die vom Kanton gewünschten Änderungen wurden bei der Überarbeitung teilweise 
berücksichtigt. 
 
1.3 Vorranggebiet Landschaft 
Die Vorranggebiete Landschaft (VGL) gemäss kantonalem Richtplan (KRIP) dienen der lang-
fristigen Erhaltung von Landschaften oder Landschaftsteilen von besonderer Schönheit, Viel-
falt und Eigenart, insbesondere von grösseren und zusammenhängenden Gebieten und 
Landschaftsräumen ausserhalb der Bauzone, die weitgehend frei von Bauten und Belastun-
gen sind, der Lebensraumvernetzung sowie von Wildtierkorridoren. Die Zunahme von Bau-
ten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen verlief trotz grosszügiger Bezeichnung von Land-
schaftsschutzgebieten im Regionalplan Landschaft von 1980 bisher kaum gebremst und eine 
Trendwende ist nicht in Sicht. 
Die Gemeinde Anwil hat die VGL in Form von Landschaftsschutzzonen umgesetzt. Bereits in 
der kantonalen Vorprüfung wurde allerdings festgestellt, dass die VGL gemäss KRIP nicht 
vollumfänglich berücksichtigt wurden. Selbstverständlich steht den Gemeinden ein gewisser 
Handlungsspielraum bei der Umsetzung der Vorgaben aus dem KRIP zu, in vorliegendem 
Fall wurde dieser jedoch arg strapaziert und eine (vollständige) Interessenabwägung zur 
stark reduzierten Umsetzung ist in den Planungsunterlagen nicht aufgeführt. 
„Näbe de Förli“: Die Gemeinde begründet den Verzicht auf die VGL im Gebiet „Näbe de 
Förli“ damit, dass ein zukünftiger Schweinemastbetrieb durch die Ausscheidung einer Land-
schaftsschutzzone verunmöglicht werde. Ein Schweinemastbetrieb sei aufgrund der zu er-
wartenden Geruchsemissionen auf eine Lage fernab des Siedlungsgebietes angewiesen. 
Dazu ist festzuhalten, dass einem Schweinemastbetrieb durch die zu erwartende Ge-
ruchsemissionen in der Regel eine negative Standortgebundenheit zugesprochen werden 
kann, er ist aber sachlich in keiner Weise auf den spezifischen Standort angewiesen. Die 
VGL wurden ausgeschieden, um landschaftlich wertvolle und unbebaute Gebiete von Be-
bauung freizuhalten. Eine Neuansiedlung eines Betriebes mitten in einem gemeindeübergrei-
fenden und grossflächigen VGL kann deshalb nicht in Aussicht gestellt werden, weil die In-
tention der VGL eben gerade darin besteht, eine weitere Zersiedlung der unverbauten Land-
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schaft zu stoppen. Daran ändert auch nichts, dass das Gebiet an einen Wald grenzt. Zudem 
kann optionalen Standorten auf Vorrat für eventuelle landwirtschaftliche Bauten ohnehin 
nicht zugestimmt werden. Nur sofern der Bedarf für eine Aussiedlung oder ein Vorhaben 
tatsächlich vorhanden und nachgewiesen werden kann, ist der konkrete Standort im Rahmen 
der Nutzungsplanung festzulegen. 
„Eichacher“, „Häsler“, „Obermatt“ und „Chrummacher“: In den genannten Gebieten sollen 
gemäss Ausführungen der Gemeinde künftige Entwicklungen der Landwirtschaftsbetriebe 
(am Rande des Siedlungsgebietes) möglich sein, weshalb die Landschaftsschutzzone ge-
genüber der Vorgabe der VGL im KRIP stark reduziert wurde. Dazu ist festzuhalten, dass die 
Landschaftsschutzzone zonenkonforme Bauten und Anlagen in unmittelbarer Hofnähe expli-
zit zulässt und somit mit einer kohärenten Umsetzung der VGL eine künftige Entwicklung der 
Landwirtschaftsbetriebe nicht verunmöglicht wird. Die durch die Gemeinde Anwil stark redu-
zierte Umsetzung des VGL ist daher nicht nachvollziehbar. Vielmehr ist festzuhalten, dass 
auf der siedlungsabgewandten Seite der genannten Gebiete, in 250 bis 280 m Entfernung 
zur Bauzone (an der Grenze zu den Parzellen Nrn. 1335 und 1337), aus den oben genann-
ten Gründen eben gerade keine Bauten erwünscht sind, weil diese in der bisher unverbauten 
Landschaft zu liegen kämen. 
Es wird festgehalten, dass die Umsetzung der Vorgaben der VGL im Zonenplan Landschaft 
von Anwil den Anforderungen gemäss KRIP nicht zu genügen mag. Der Gemeinderat wird 
deshalb aufgefordert, den Zonenplan Landschaft in den Gebieten „Näbe de Förli“, „Eicha-
cher“, „Häsler“, „Obermatt“ und „Chrummacher“ innert drei Jahren zu überarbeiten und die 
Vorgaben der VGL gemäss KRIP in geeigneter und kohärenter Form umzusetzen. Allfällige 
Baugesuche innerhalb der Gebiete „Näbe de Förli“, „Eichacher“, „Häsler“, „Obermatt“ und 
„Chrummacher“ dürfen diese Planung nicht präjudizieren. 
 
1.4 Hecken und Feldgehölze (Zonenplan) 
Im Rahmen der nächsten Anpassung der Zonenvorschriften Landschaft sollen alle Hecken, 
auch diejenigen, welche gemäss kantonalem Programm angepflanzt wurden, im Sinne der 
Übersicht und Vollständigkeit planerisch dargestellt werden. „Vertrags-Hecken“ sind dabei 
orientierend einzutragen. 
 
1.5 Fruchtfolgeflächen (Zonenplan) 
Am 13. November 2014 hat der Landrat die Landratsvorlage betreffend Anpassung 2011 
zum KRIP beschlossen und damit auch die neuen Fruchtfolgeflächen sowie das Objektblatt 
L2.2 festgesetzt. Im Zonenplan werden im orientierenden Planinhalt jedoch noch die Frucht-
folgeflächen gemäss KRIP vom September 2010 dargestellt. Es wird deshalb darauf hinge-
wiesen, dass die Fruchtfolgeflächen gemäss aktuellem KRIP massgebend sind, unabhängig 
der Darstellung im kommunalen Zonenplan. 
 
1.6 Anhang „Naturschutzzonen“ zu Art. 9 Zonenreglement 
Der erste Satz wird in dem Sinne präzisiert, dass sich die genannte Grundeigentumsverbind-
lichkeit des Anhangs auf die jeweiligen Schutzziele sowie Schutz- und Pflegemassnahmen 
bezieht. 
Im Übrigen wird empfohlen, eine Kommission einzusetzen, welche sich mit dem Vollzug des 
Reglements befasst, um die nun geschützten Naturobjekte in ihrem Bestand zu erhalten und 
in ihrer Qualität zu fördern. Somit kann die Gemeinde in ihrem Zuständigkeitsbereich dem 
fortschreitenden Verlust an Biodiversität mit geeigneten Massnahmen entgegenwirken. 
 
2. Zweckmässigkeitsprüfung gemäss § 31 Absatz 5 RBG 
Keine Bemerkungen. 
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kantonalem Richtplan in geeigneter und kohärenter Form umzusetzen. Allfällige 
Baugesuche innerhalb der Gebiete „Näbe de Förli“, „Eichacher“, „Häsler“, „Ober-
matt“ und „Chrummacher“ dürfen diese Planung nicht präjudizieren. 

 
 3. Massgebend sind die mit den Inventarnummern 3/ZPL/2/0 (Zonenplan) und 

3/ZRL/2/0 (Zonenreglement) versehenen Exemplare des Planes und des Regle-
mentes. 

 
 4. Mit dem vorliegenden Beschluss werden 3/ZPL/1/0 und 3/ZRL/1/0 inkl. aller Muta-

tionen aufgehoben. 
 
 5. Für einzelne oder zu einem landwirtschaftlichen Gewerbe gehörende landwirt-

schaftliche Grundstücke, die ausserhalb einer Bauzone im Sinne des Bundesge-
setzes über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG) liegen und für welche die 
landwirtschaftliche Nutzung zulässig ist, gilt das Bundesgesetz über das bäuerli-
che Bodenrecht vom 4. Oktober 1991 (BGBB). Ferner gilt dieses Gesetz auch für 
Grundstücke, die teilweise innerhalb einer Bauzone liegen, solange sie nicht ent-
sprechend den Nutzungszonen aufgeteilt sind (Art. 2 Abs. 2 lit. c BGBB). 

 
 6. Die Ziffer 2 dieses Beschlusses ist gestützt auf § 9 der Geschäftsordnung des Re-

gierungsrates vom 15. Dezember 1992 im Amtsblatt zu veröffentlichen. 
 
 7. Die Gemeinde wird aufgefordert, bei der Veröffentlichung der Pläne und der Reg-

lemente (im Internet und in Papierform) die regierungsrätlichen Eintragungen (Er-
wägungen) zu übernehmen. 

 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
 Gegen diesen Entscheid kann innert 10 Tagen, vom Empfang dieses Entscheides an gerechnet, 

beim Kantonsgericht, Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht, Bahnhofplatz 16, 4410 
Liestal, schriftlich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde, die in vierfacher Ausfertigung 
einzureichen ist, muss ein klar umschriebenes Begehren und die Unterschrift der beschwerdefüh-
renden oder der sie vertretenden Personen enthalten. Der angefochtene Entscheid ist der Be-
schwerde in Kopie beizulegen. Das Verfahren vor dem Kantonsgericht ist kostenpflichtig. 

 
 
Verteiler: 
-  
-  
-  
(alle eingeschrieben) 
- Gemeinderat Anwil, 4469 Anwil 
- Sutter Ingenieur- und Planungsbüro AG, Hooland 10, 4424 Arboldswil 
- Landeskanzlei (Publikation)  
- BUD, Bereich Raumentwicklung und Baubewilligung 
- Bau- und Umweltschutzdirektion 
 

Der Landschreiber: 

 




